
Das BMI ist der Sicher-
heitsdienstleister und
die größte Menschen-

rechtsorganisation Öster-
reichs“ sagte Bundesminis-
terin Dr. Maria Fekter beim
8. Rechtsschutztag des Bun-
desministeriums für Inneres
am 5. November 2010 in
Wien. Österreich könne bei
den Grundrechten auf eine
langjährige Tradition zu-
rückblicken; schon 1957 sei
die EMRK unterzeichnet
worden, sie stehe im Verfas-
sungsrang. „Österreich steht
beim Schutz der Grundrech-
te international an der Spit-
ze“, betonte die Innenminis-
terin, die auf den Rechts-
staatlichkeitsindex 2010 des
World Justice Projects ver-
wies. In diesem Index er-
reichte Österreich in einer
Gesamtwertung unter 35
Staaten in den Kategorien
„Grundrechtsschutz“ und
„Effizienz von Strafge-
richtsbarkeit und Krimina-
litätsbekämpfung“ jeweils
den ersten Platz. In einer re-
gionalen Wertung entschied
Österreich zusätzlich die
Rubrik „Ordnung und Si-
cherheit“ für sich. 

Unter dem Motto „Daten
nützen und schützen“ be-
schrieb Fekter die Heraus-
forderungen zwischen der
Aufrechterhaltung der öf-
fentlichen Sicherheit und der
Gewährleistung des Daten-
schutzes. Gegen Internet-
und Netzwerkkriminalität
wurde im BMI ein Maßnah-
menpaket geschnürt, denn
„Datenschutz darf nicht zum
Täterschutz werden.“

In seiner von Univ.-Prof.
Dr. Ludwig Adamovich
überbrachten Grußbotschaft
wies Bundespräsident Dr.
Heinz Fischer auf die beson-
dere Rechtsstellung der Kin-
der im Zusammenhang mit

dem Fremdrecht hin und be-
grüßte die Verankerung von
Kinderrechten in der Verfas-
sung. „Es sollte aber nicht
der Eindruck entstehen, als
gäbe die geltende Verfas-
sungsordnung Kindern kei-
nen besonderen Schutz“, so
der Bundespräsident. Viel-
mehr handle es sich um ei-
nen wesentlichen Aspekt des
in Art. 8 EMRK garantierten
Schutzes, der durch rezente
Entscheidungen des VfGH
verdeutlicht wurde. „Die Be-
deutung des Datenschutzes
muss spätestens seit dem
Zeitpunkt allen klar sein, zu
dem die Stichworte Google
und Streetview die Öffent-
lichkeit bewegt haben“, zi-
tierte Adamovich den Bun-
despräsidenten. 

Den Rechtsschutzbeauf-
tragten sprach das Staats-
oberhaupt in seiner Bot-
schaft Dank für ihre Tätig-
keit aus und merkte an, dass
ihre Einrichtung „ein schö-
nes Beispiel dafür ist, dass
man durch sinnvolle, neuar-
tige Institutionen über den
Rahmen des rein formalisier-
ten Rechtsschutzes hinaus-
gehen kann“. Die gute Zu-
sammenarbeit zwischen Prä-

sidentschaftskanzlei und
BMI wurde von Fischer be-
sonders betont.

„Datenschutz ist ein neu-
es, modernes Grundrecht,
das vor allem mit der Forde-
rung nach Informationsfrei-
heit, nach Transparenz kolli-
diert“, beschrieb Dr. Brigitte
Bierlein, Vizepräsidentin des
VfGH, in ihrem Statement
die Problematik, die der 8.
Rechtsschutztag mit seinem
Generalthema aufgriff. Die
Fülle täglich neuer Da-
tenmengen lasse erahnen,
wie schwierig die Schaffung
grundrechtskonformer Rah-
menbedingungen sei, die auf
die verschiedensten Lebens-
sachverhalte passen. Auf eu-
ropäischer Ebene formuliere
das Stockholm Programm
unter anderem neue Min-
deststandards für den Daten-
schutz. 

Auch die EU-Grundrecht-
echarta enthalte ein Grund-
recht auf Datenschutz, an
das der nationale Gesetzge-
ber jedenfalls bei der Umset-
zung von Unionsrecht ge-
bunden sei. Grundrechtliche
Mindeststandards müssten
immer wieder eingemahnt

werden, in Gesetzgebung
und Vollziehung müssten
klare rechtliche Schranken
gesetzt werden. 

Grundrechtsschutz. Das
von Univ.-Prof. Dr. Clemens
Jabloner, Präsident des
VwGH, moderierte Vormit-
tagsmodul behandelte The-
men rund um Grundrechte
auf europäischer Ebene.
Univ.-Prof. Dr. Michael
Holoubek, Wirtschaftsuni-
versität Wien, beleuchtete in
seinem Referat „Grundrech-
te in Europa nach dem Ver-
trag von Lissabon“ die Ent-
wicklung des Grundrechts-
bereichs seit dem Inkraftte-
ten der neuen Rechtsgrund-
lagen. Im Zentrum seines
Vortrags standen die Grund-
rechtecharta (GRC) im All-
gemeinen sowie deren An-
wendungsbereich im Beson-
deren. Es existieren mittler-
weile drei Säulen des Grund-
rechtsschutzes in der EU
(Art. 6 EUV): die primär-
rechtliche und rechtsver-
bindliche GRC, der (ange-
strebte) Beitritt der Union
zur EMRK sowie die allge-
meinen Rechtsgrundsätze. 

Die GRC sei auch ein po-
litisches Programm. Sie ver-
bürge die Rechte der EMRK
„als zentrales Kernstück“ der
Charta mit einer „dynami-
schen Öffnungsklausel zum
EGMR“, Rechte und
Grundsätze aus bisherigen
Verträgen (wie etwa aus
dem Umwelt- und Verbrau-
cherschutz), bereits beste-
hende, jedoch „erweiterte“
Konventionsrechte sowie
„neue Rechte“ (z. B. soziale
Grundrechte). Holoubek
setzte sich auch mit der Fra-
ge nach dem Anwendungs-
bereich der GRC auseinan-
der. Die GRC ist für ihn ein
weiterer Schritt zu einem
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Prof. Ludwig Adamovich
überbrachte die Grußbot-
schaft des Bundespräsiden-
ten Heinz Fischer. 

Maria Fekter: „Österreich
kann bei den Grundrechten
auf eine lange Tradition
zurückgreifen.“

Grundrechte, Rechts- und Datenschutz
Der 8. Rechtsschutztag des Bundesministeriums für Inneres stand im Zeichen aktueller Entwicklungen

in den Bereichen „Grundrechte – Rechtsschutz – Datenschutz“.



„europäischen Netzwerk
vorlageberechtigter Instan-
zen, die viel stärker auf den
EuGH und das Primärrecht
ausgerichtet sind, als ihre na-
tionalen Höchstgerichte“.

EMRK und Sicherheitsver-
waltung. Univ.-Prof. Dr.
Andreas Hauer, Johannes
Kepler Universität Linz, er-
läuterte in seinem Vortrag
die Wechselbeziehungen
zwischen „EMRK und Si-
cherheitsverwaltung“. Im
Zentrum seines Referats
standen einzelne Artikel der
EMRK sowie dazu ergange-
ne Judikate. „Der EGMR hat
insbesondere betreffend die
Sicherheitspolizei im enge-
ren Sinn zahlreiche Pflöcke
eingeschlagen“, umschrieb
Hauer die Fülle an Entschei-
dungen des Gerichtshofs in
Straßburg. Das Fremden-
recht sei am meisten durch
die MRK berührt worden.
Beispielgebend für die um-
fangreiche Rechtsprechung
zu Art. 8 – Recht auf Ach-

tung des Privat- und Famili-
enlebens – führte Hauer den
Fall Yildiz gegen Österreich
aus dem Jahr 2002 bezüglich
eines Aufenthaltsverbots ge-
gen den Beschwerdeführer
ins Treffen. 

Grundrechte wurden ur-
sprünglich als Abwehrrechte
gegen den Staat verstanden,
mittlerweile seien – bedingt
durch die Weiterentwicklung
der Judikatur und der Ausle-
gung – aus der MRK aber
auch positive Schutzan-
sprüche gegen den Staat ab-
leitbar. Der EMRK sei, unter
Berücksichtigung des
Schutzanspruchs gegen den
Staat für die Individual-
rechtsgüter der öffentlichen
Sicherheit, ein Gebot zur
Aufrechterhaltung der öf-
fentlichen Sicherheit zu ent-
nehmen; die Sicherheitsver-
waltung ist für Hauer damit
„als Einrichtung zum Schutz
der Menschenrechte“ zu ver-
stehen. 

Prof. Dr. Markus Möstl
von der Universität Bay-

reuth, Deutschland, ging im
letzten Referat des Vormitta-
ges auf „Rechtsfragen zur
neuen Polizeikooperation in
der EU“ ein. „Integration im
Bereich polizeilicher Sicher-
heitsgewährleistung – einem
klassischen Herzstück sou-
veräner Staatlichkeit – ist
mühsam“, sagte Möstl. Und
doch sei der diesbezügliche
Rechtsbestand „beein-
druckend und kaum mehr
überschaubar“. Möstl gab ei-
nen Überblick über bisher
Erreichtes, etwa die umfang-
reichen Leistungen im Rah-
men des Leitbilds „Raum
der Freiheit, der Sicherheit
und des Rechts“ sowie im
Bereich der polizeilichen
Zusammenarbeit der EU. 

Das Rechtsgebiet sei je-
doch „insgesamt zu unüber-
sichtlich geworden“, auch
institutionell ortete Möstl ei-
ne starke Zersplitterung. Ab-
hilfe schaffen sollte eine
Kohärenz der Instrumente
und Institutionen. Auch im
Rechts- und Grundrechts-

schutz für den Bürger beste-
hen Defizite, insbesondere
wegen Strukturschwächen
der bisherigen dritten Säule
und einer eingeschränkten
Zuständigkeit des EuGH.
Eine Herausforderung sei es,
die unterschiedlichen Rechts-
traditionen und Schutzstan-
dards der EU-Mitgliedsstaa-
ten zusammenzubringen. 

Der Vertrag von Lissabon
habe vor allem durch die
Aufhebung der Säulenstruk-
tur und der förmlichen Gel-
tung der GRC zur Beseiti-
gung der Strukturprobleme
beigetragen. Ein weiterer
Fortschritt neben der neuen
Rechtsgrundlage für Europol
sei insbesondere der „in er-
sten Umrissen erkennbare
Weg zu einem kohärenteren
und verbesserten Daten-
schutzregime der Polizeiko-
operation“.

SPG und Rechtsschutz.
Dr. Wolfgang Wessely gab
einen Einblick in die Ent-
wicklung des sicherheitspo-
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„Grundrechte – Rechtsschutz – Datenschutz“: Innenministerin Maria Fekter mit den Vortragenden Markus Möstl, Andreas
Hauer, Clemens Jabloner und Michael Holoubek.



lizeilichen Rechtsschutzsys-
tems, beginnend mit der Zeit
vor Inkrafttreten des Sicher-
heitspolizeigesetzes (SPG)
über die Erweiterungen des
Rechtsschutzes durch die
Einrichtung neuer Institutio-
nen, bis hin zum „Umbau“
des Rechtsschutzes im Be-
reich des Datenschutzrech-
tes. Auch das Verhältnis
zwischen dem Rechtsschutz
nach dem SPG und jenem
nach der Strafprozessord-
nung wurde von Wessely
herausgearbeitet. Er sprach
insbesondere der Funktion
von Menschenrechtsbeirat
und Rechtsschutzbeauftrag-
ten eine zentrale Bedeutung
für die Ausgestaltung eines
effektiven Rechtsschutzsys-
tems zu. Er sehe hierin be-
deutende Mittel zur Schaf-
fung eines „lückenlosen
Rechtsschutzes im Bereich
der nachprüfenden Kontrolle
sowie zur Gestaltung äußerst
wirksamer Instrumente der
begleitenden Kontrolle“. 

Datenschutz. Die neue
Vize-Dekanin der Wiener
rechtswissenschaftlichen Fa-
kultät, Univ.-Prof. Dr. Su-
sanne Reindl-Krauskopf,
stellte den Datenschutz und
dessen historische Entwick-
lung im strafprozessualen
Vorverfahren in den Mittel-
punkt ihres Vortrags. Sie
veranschaulichte den grund-
legenden Wandel durch die
Aufnahme expliziter An-
knüpfungspunkte an das Da-
tenschutzgesetz in das neue
Strafprozessrecht und nahm
sich der Stellung von Staats-
anwaltschaft und Kriminal-
polizei vor einem daten-
schutzrechtlichen Hinter-
grund an. Zuletzt sprach sie
über die Rolle der Medien
und die Folgen des Redakti-
onsgeheimnisses für einen
effektiven Rechtsschutz.
Täglich „im Übermaß veröf-
fentlichte personenbezogene
Details“ verletzen aus Sicht
der Professorin die Rechte
der betroffenen Personen.
Durch die vorzeitige Be-

kanntgabe können ermitt-
lungstaktische Erwägungen
unterminiert werden – und
damit letztlich auch die er-
folgreiche Durchsetzung ei-
nes Strafantrags. „Das Re-
daktionsgeheimnis ist wich-
tig und fundamental in einer
demokratischen Gesell-
schaft“, betonte Reindl-
Krauskopf. Zugleich verwies
sie auf die Gefahr, dass ein
ausgeprägter Quellschutz die
sanktionslose Verletzung
von Grundrechten ermögli-
chen und folglich die
präventive Wirkung des
Straf- und Disziplinarrechts
erschüttern könne. „Es be-
steht letztlich die Befürch-
tung, dass durch diesen feh-
lenden Grundrechtsschutz
das Vertrauen in den Rechts-
staat verloren geht.“ Zur Lö-
sung dieser Problematik
müssten umfassende Überle-
gungen angestrengt werden,

wie man mittels datenschutz-
rechtlicher, strafrechtlicher
und -prozessualer Bestim-
mungen sowie medienrecht-
licher Regelungen ein ausge-
wogenes Verhältnis zwi-
schen dem Grundrecht auf
Datenschutz, Ermittlungs-
taktik und dem Bedürfnis
nach öffentlicher Kontrolle
durch die Medien schaffen
könne.

Die drei Rechtsschutzbe-
auftragten Österreichs, em.
o. Univ.-Prof. Dr. Dr. h.c.
Manfred Burgstaller (BMI),
Generalprokurator i. R. Dr.
Gottfried Strasser (Justiz)
und Univ.-Prof. i. R DDr.
Karlheinz Probst (Landes-
verteidigung) berichteten
zum Abschluss des Rechts-
schutztags über ihre Aufga-
ben und gesetzlichen Befug-
nissen zur Wahrung des
Rechtsschutzes in den ein-

zelnen Ressorts. Neben theo-
retischen Erörterungen ge-
währten die Rechtsschutzbe-
auftragten Einblicke in die
praktische Anwendung der
Kontrollinstrumente in der
österreichischen Rechtsord-
nung.

Sektionschef Dr. Mathias
Vogl, Leiter der Rechtssekti-
on des Innenministeriums,
beleuchtete in seinen
Schlussbetrachtungen aktu-
elle Rechtsfragen, beginnend
mit der Bedeutung der Stel-
lungnahme einer Sicher-
heitsdirektion bei huma-
nitären Verfahren im Frem-
denrecht. Vogl griff weiters
die Frage auf, welche Be-
deutung dem Faktor „Inte-
gration“ im Rahmen einer
Interessensabwägung nach
Artikel 8 EMRK zukomme.
Abschließend behandelte er
die Thematik der Zulässig-
keit von Dublin-II-Überstel-
lungen nach Griechenland
und zog hierzu Schlussfolge-
rungen aus dem VfGH-Er-
kenntnis U 694/10 betref-
fend die Verletzung des
Rechts auf Unterlassung un-
menschlicher oder erniedri-
gender Behandlung durch
Zurückweisung von Asylan-
trägen und Ausweisung un-
ter Hinweis auf die Zustän-
digkeit Griechenlands. Die
weitere Vorgehensweise des
Europäischen Gerichtshofs
für Menschenrechte sowie
insbesondere ein aktuelles
Vorabentscheidungsersu-
chen des Court of Appeal of
England and Wales an den
Europäischen Gerichtshof
(Rs C-411/10) seien wesent-
lich für die weitere Beurtei-
lung der Entwicklungen in
diesem Bereich, sagte Vogl.

Die Präsentationen im
Rahmen des 8. Rechts-
schutztags werden im Früh-
jahr 2011 im Rahmen der
Schriftenreihe BM.I im Neu-
en Wissenschaftlichen Ver-
lag erscheinen. Der nächste
Rechtsschutztag ist für No-
vember 2011 geplant.

Susanne Knasmüller/
Philippe Kupfer
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Rechtsschutztag 2010: Mathias Vogl, Theodor Thanner, 
Manfred Burgstaller, Susanne Reindl-Krauskopf, Gottfried
Strasser, Karlheinz Probst, Wolfgang Wessely. 

Andreas Hauer: „Der EGMR
hat betreffend die Sicher-
heitspolizei zahlreiche
Pflöcke eingeschlagen.“

Markus Möstl: „Unter-
schiedliche Rechtstraditio-
nen in EU-Mitgliedstaaten
zusammenbringen.“




